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Das foderative System in Deutschland — Motor oder
Hemmschuh notwendiger politischer Reformen?

Von Hans Herbert von Ar_nim

Der bundesrepublikanische Fideralimus ist ins Gerede gekommen. GewiBB hat
es periodisch immer mal wieder Kritik gegeben. Doch so stark wie heute war sie,
jedenfalls seit der Zeit vor der Finanzreform von 1969, noch nie. Das Unbehagen
146t sich an vielen Stellen festmachen. Da sind die Verfassungsklagen der Linder
Baden-Wiirttemberg, Bayern und Hessen gegen den Finanzausgleich. Diese Kla-
gen markieren aber nur die Spitze des Eisbergs. Das Unbehagen reicht tiefer und
geht weit iiber die Finanzen und iiber verfassungsrechtlich Greifbares hinaus und
tief in den Bereich der Verfassungspolitik hinein.

DaB die offentliche Debatte iiber die Institutionen unseres Foderalismus in den
letzten ein, zwei Jahren eine deutliche Akzentuierung erfahren hat, das zeigen
nicht zuletzt die vielen Foderalismus-Tagungen. Dazu gehdrt auch unsere eigene
heute in Speyer, die danach fragt, ob der Foderalismus eigentlich noch hilt, was er
verspricht. Ich hoffe, daB jedenfalls unsere Tagung hilt, was sie — zumindest impli-
zit — verspricht, ndmlich Antworten auf jene Frage zu geben.

Ein Beispiel fiir einen bemerkenswerten Umschwung der Meinungen gab Bun-
despriisident Herzog, der in seiner Paulskirchen-Rede vom 18. Mai 1998 eine
grundlegende Reform des Foderalismus anmahnte.! Kaum ein Jahr vorher hatte er
in seiner ,,Ruck-Rede” im Berliner Hotel Adlon von derartigen institutionellen Re-
formen noch nichts wissen wollen.” Ein anderes Beispiel ist Rupert Scholz, frither
Bundesverteidigungsminister und jetzt rechtswissenschaftliche AllzweckWaffe der
CDU/CSU. Scholz iiberraschte im Herbst 1997 die Offentlichkeit mit weitgehen-
den Reformvorschligen zum Foderalismus,’ nachdem er wenige Jahre vorher als
Vorsitzender der Gemeinsamen Verfassungskommission die beste Moglichkeit ge-
habt hitte, derartige Reformen wirklich anzustoBen, ohne damals aber davon Ge-
brauch zu machen.

Die Foderalismus-Debatte gehort wissenschaftstheoretisch in den gréBeren Rah-
men der Institutionen-Debatte. Ein neuerer Zweig der Sozialwissenschaften, der

| Roman Herzog, Ein neues Zeitalter der Demokratie, Bulletin der Bundesregierung 1998,
401. ' o

2 Roman Herzog, Aufbruch ins 21. Jahrhundert, Bulletin der Bundesregierung 1997, 353
Siehe auch Herzog-Interview, in: Wirtschafiswoche vom 12. 6. 1997, 16 (22).

3 Focus-Interview, Focus-Nr. 38/1997, 76 ff.

2%



Steffi und Ilko
Schreibmaschinentext
in: von Arnim/Färber/S. Fischer (Hg.), Föderalismus. Hält er noch, was er verspricht?, Berlin 2000


20 Hans Herbert von Arnim

sogenannte Neo-Institutionalismus, geht davon aus, gute Politik hange nicht nur
von der Tiichtigkeit der Politiker ab, sondern auch davon, da} Organisation und
Verfahren, kurz; die Institutionen, addquat ausgestaltet seien. Diese Erkenntnis ist
zwar so neu auch wieder nicht. Fiir uns aber bleibt festzuhalten, dal} der bundes-
republikanische Foderalismus neuerdings geradezu als Eldorado fiir institutionelle
Mingel der Politik gilt.

Die gewachsene offentliche Empfindlichkeit gegeniiber institutionell bedingten
Defiziten der politischen Willensbildung ist kein Zufall, sondern hat ihre Wurzeln
in einer radikal verdnderten wirtschaftlich-politischen Groflwetterlage. Ich mochte,
ohne Anspruch auf Vollstindigkeit, fiinf Faktoren nenncn:

1. In den Jahrzehnten des Kalten Krieges und des Ost-West-Gegensatzes konnten
wir uns im Westen {iber eigene Mingel stets mit dem Argument hinwegtristen,
daB wir immer noch das bessere wirtschaftlich-politische System hatten. Mit
dem Zusammenbruch des Ostlichen Vergleichsmodells treten nun aber auch die
Miingel unseres eigenen Systems immer starker hervor.

2. Dies gilt um so mehr, seitdem die fetten Jahre mit hohem Wirtschaftswachstum
und schnell zunehmendem Steueraufkommen hinter uns liegen. Damals war —
trotz vieler Méngel und offentlicher Verschwendung — immer noch genug fiir
die notwendigen Gemeinschaftsbelange iibriggeblieben.

3. Gleichzeitig sind die Herausforderungen, denen sich die Politik gegeniibersicht,
gewachsen. Ich nenne nur drei: die Wiedervereinigung mit allen ihren Folgen,
die Arbeitslosigkeit und den Umbruch in der Alterszusammensetzung der Be-
volkerung, der eine Anpassung unserer sozialen Systeme unausweichlich
macht.

4, Hinzu kommt der sogenannte Wertewandel weg von der Obrigkeitshorigkeit
und hin zum kritisch-rationalen Hinterfragen — auch der politischen Institutio-
nen (einschlieBlich des Féderalismus).

5. SchlieBlich die Verscharfung des internationalen Wettbewerbs durch Europii-
sierung und Globalisierung, die zunechmend den Eindruck erweckt, dall wir uns
einen mangelhaften Ordnungsrahmen immer weniger leisten kdnnen, weder in
der Wirtschaft noch in der Politik. Auch Mingel des institutionellen Rahmens
der Politik erhalten damit den Charakter von Standortnachteilen im globalen
Wettbewerb.

Ich mochte im folgenden zunichst einige Entwicklungslinien des bundesdeut-
schen Foderalismus skizzieren und dann auf Reformfragen zu sprechen kommen.
Dabei mochte ich auch auf zwei von Wissenschaftlern sonst eher gemiedene
Schliisselthemen eingehen: die Bewertung der Entwicklung und die Frage der poli-
tischen Durchsetzbarkeit von institutionellen Reformen, und lhnen am Schluf} — ei-
nen, wie ich glaube, wirklich durchsetzbaren — Reformvorschlag prisentieren.
Auch bei der Analyse weigere ich mich, die iibliche Riicksicht auf Empfindlichkei-
ten hochgestellter Kreise zu nehmen, und bitte dafiir vorab um Ihr Verstiindnis. Es
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steht zuviel auf dem Spiel fiir unsere Zukunft und fiir die Zukunft unserer Kinder.
Politik ist zu wichtig, als da3 man sie allein den Politikern iiberlassen diirfte.

Ein bestimmendes Merkmal des deutschen Foderalismus, der ihn etwa von der
Schweiz und den USA unterscheidet, ist die extreme Verschiebung der politischen
Gestaltung hin zum Bund und die entsprechende Entleerung der Linder. Gesetzge-
bung ist fast ganz zur Sache des Bundes geworden. Drastisch wird dies bei der
Steuergesetzgebung. Hier konnen sogar die Gemeinden mit threm Hebesatzrecht
bei den Realsteuern mehr gestalten als die Léander.

Aber auch von den geringen Gesetzgebungskompetenzen, die den Lédndern ver-
blieben sind (und die durch die zunehmende Europiisierung der Normsetzung
noch weiter eingeschrinkt werden), machen sie alles andere als kraftvollen Ge-
brauch. Selbst im Bereich der Landesverfassungen, wo die Linder — innerhalb des
von Art. 28 I 1 GG gesetzten Rahmens — ein hohes MaR an rechtlicher Autonomie
besitzen, beobachten wir ,,eine immer stirkere Unitarisierung ... auf der Basis des
Bundesmodells* (Brun-Otto Bryde).

Immerhin, eine groBe Reform hat in vielen Lindern in den neunziger Jahren
stattgefunden: die Einfiihrung der Direktwahl von Biirgermeistern und Landréten
in den Kommunen. BloB macht einen folgendes nachdenklich: Diese Reform wire
von den jeweiligen Regierungsparteien (und den von ihnen beherrschten Landta-
gen) fast verhindert worden, hitten die Ministerprisidenten und Oppositionsfiihrer
nicht Druck gemacht und durch Volksbegehren und Volksentscheid (oder durch
glaubwiirdiges Drohen damit) den Widerstand der eigenen politischen Klasse ge-
brochen. Und in einigen Lindern hat dieser Widerstand dann doch dazu gefiihrt,
daB die Reform ziemlich verpatzt worden ist. Ich denke z. B. an Hessen, wo die
Direktwahl der Biirgermeister zwar mit einem Volksentscheid durchgesetzt wurde
— 82 Prozent der abstimmenden Biirger waren dafiir —, der Landtag aber immer
noch an der damit unvereinbaren Magistratsverfassung und dem starren Listen-
wahlrecht bei der Ratswahl festhilt.* Ein anderes Beispiel sind die Absonderlich-
keiten der neuen Kommunalverfassung in Nordrhein-Westfalen, bei der die politi-
sche Klasse zwar durch ein anlaufendes Volksbegehren zur (von ihr unerwiinsch-
ten) Zusammenlegung der Positionen des Verwaltungschefs und des Ratsvorsitzen-
den und zur Direktwahl des nunmehr hauptberuflichen Biirgermeisters gezwungen
wurde, dennoch aber versuchte, méglichst viel in der Hand zu behalten, und damit
im Ergebnis einen Torso geschaffen hat (beispielsweise durch die Regelung, daB
die Wahl des Biirgermeisters gleichzeitig mit der Wahl des Gemeinderats stattfin-
det, daB beim vorzeitigen Ausscheiden eines Biirgermeisters sein Nachfolger vom
Rat [und nicht vom Volk] gewdhlt wird, daf3 der Biirgermeister keinen eigenen,
ihm vorbehaltenen Entscheidungsbereich besitzt [sondern der Rat per ,,Riickhol-
recht* alles an sich zichen kann]®, einem besonders parteienfreundlichen [und ent-

4 Hans Herbert von Arnim, Reform der Gemeindeverfassung in Hessen, in: Die Offentli-
che Verwaltung 1992, 330 ff.; Hans Meyer, in: Hans Meyer/Michael Stolleis (Hg.), Staats-
und Verwaltungsrecht fiir Hessen, 3. Aufl., 1994, 174
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sprechend biirgerfeindlichen] Ratswahlrecht, und ferner durch einige Spezialrege-
lungen, die zu erheblichen Auswiichsen bei der Versorgung fiihren konnen®).

Wihrend also das Schwergewicht des Bundes bei der Gesetzgebung liegt, liegt
das Schwergewicht der Lander bei der Verwaltung, wobei die Linder grundsitzlich
auch die Bundesgesetze ausfiihren. Ein Ersatz fiir den Gestaltungsentzug bei der
Gesetzgebung liegt darin natiirlich nicht. Ohnehin pflegt gerade beim Vollzug vie-
les zwischen den Lidndern und zwischen Bund und Lindern koordiniert zu werden,
Man spricht hier bekanntlich von der Dritten und Vierten Ebene. Den Koordinie-
rungsfetischismus in den fast tausend interféderalen Gremien hat der baden-wiirt-
tembergische Ministerprdasident Erwin Teufel bei der Speyerer Semestereroffnung
im vergangenen Herbst gebrandmarkt. Die sogenannten Gemeinschaftsaufgaben
sind nur einigermalen sichtbare Beispiele fiir das im iibrigen im Halbdunkel wu-
chernde interfoderale Geflecht.

Was den Lindern vor allem verbleibt, ist ihre Mitwirkung an der Bundespolitik
im Bundesrat. Diese liegt aber allein in der Kompetenz der Landesregierungen, ins-
besondere der Ministerprédsidenten. lhre starke Stellung mul} aus der Entstehung
des Grundgesetzes heraus verstanden werden. Die Lander waren zeitlich vor dem
Bund da (und die Ministerprdsidenten vor den Landesparlamenten) und haben das
Grundgesetz sozusagen aus der Taufe gehoben. Dabei haben die Ministerprisiden-
ten ihm seinerzeit quasi ihren Geist eingehaucht und ihre eigene starke Stellung da-
durch verewigt, daB} sie dazu beitrugen, das Senatsmodell (bei dem die Mitglieder
des Senats gesondert gewihlt werden) zu verhindern und statt dessen das Bundes-
ratsmodell im Grundgesetz zu verankern. Dabei half ihnen die deutsche Tradition
eines mit Landesfiirsten besetzten Bundesrats, die bis in vordemokratische Zeiten
zuriickreicht. Der bundespolitische Einflufl der — sinnigerweise noch heute so ge-
nannten — , Landesfiirsten® hat im Laufe der Zeit in dem MaBe noch weiter zuge-
nommen, als der Bundesrat sich allmédhlich einer Zweiten Kammer angeniihert hat.
Urspriinglich waren nur etwa 10 Prozent der Bundesgesetze Zustimmungsgesetze,
inzwischen sind es iiber 50 Prozent — und darunter regelmifBig die wichtigsten.

Hier wird ein fiir die Entwicklung des deutschen Féderalismus typischer Mecha-
nismus von Verhandlungen zu Lasten Dritter deutlich: Der Bund erhilt mehr Ge-
setzgebungskompetenz, was sein Gewicht erhoht, die Landesregierungen stimmen
der dafiir erforderlichen Grundgesetzinderung im Bundesrat zu, aber nur unter der
Voraussetzung, daf8 der Bundesrat ein Vetorecht bei der entsprechenden Bundesge-
setzgebung behilt, und gewinnen dadurch entsprechende Profilierungsmoglichkei-
ten auf Bundesebene. Und das alles geht auf Kosten der Landesparlamente.

5 Gerhard Banrer, Die drei Demokratien der Biirgerkommune, in: Hans Herbert von Ar-
nim (Hg.), Adiquate Institutionen: Voraussetzungen fiir ,,gute” und biirgernahe Politik? , Ber-
lin 1999, 133 - 162; von Arnim, Auf dem Weg zur optimalen Gemeindeverfassung?, in: Klaus
Liider (Hg.), Staat und Verwaltung. Fiinfzig Jahre Hochschule fiir Verwaltungswissenschaften
Speyer, Berlin 1997, 297 -~ 329.

6 von Arnim, Diener vieler Herren, 1998, 120 ff.
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Auch auf der Dritten und Vierten Ebene ist es fast durchweg die Exekutive, die
die (nicht unbedingt rechtlich verbindlichen, aber faktisch oft prdjudizierenden)
Absprachen trifft. Auf diese Weise degenerieren dann die Landesparlamente héufig
bloB noch ,,zu Vollstreckern der Entscheidungen irgendwelcher Minister- und Be-
amtenzirkel“ (Hans Blasius).

Hinzu kommt die Kontrollschwiiche der Landesparlamente gegeniiber ihren Re-
gierungen. Gerade in den beiden wichtigsten Aktivitdtsbereichen der Landesregie-
rungen, der Ausfithrung von Bundesgesetzen und der Wahrnehmung der Rechte im
Bundesrat, ist die Kontrolle durch die Parlamente aus bestimmten Strukturgriinden
minimiert. Bedenkt man, daB die Gesetzgebung und die Kontrolle der Exekutive
eigentlich die beiden klassischen ,Hausgiiter von Parlamenten sind, wird ver-
stindlich, warum viele Kommentatoren die Landesparlamente als solche nicht
mehr ernst nehmen und sie eher den kommunalen Volksvertretungen gleichstellen.
Nicht umsonst spricht man von einem Foderalismus der Regierungen und der Be-
amten, kurz, einem , Exekutiv-Foderalismus®.

Die geringen Kompetenzen der Landesparlamente (und das laxe Gebrauchma-
chen von den wenigen verbliebenen Kompetenzen) haben Auswirkungen auf die
Attraktivitit der Landtagsmandate. Immer weniger politisch ambitionierte Person-
lichkeiten stellen sich noch fiir ein Mandat zur Verfiigung. Das Rekrutierungspro-
blem wird noch zusitzlich dadurch verschirft, daB die inzwischen vollalimentier-
ten und gut versorgten Landesparlamentarier ihre Arbeit — trotz ihrer abnehmenden
Aufgaben — fast alle zu Vollzeitaktivitaten aufgeblaht haben. Das erschwert es den
Abgeordneten, neben dem Mandat ihren Beruf beizubehalten und schliet damit

Leute als mogliche Kandidaten leicht aus, die zu gewinnen cigentlich besonders
wichtig wire.

Die Folge ist eine auch qualitative Verarmung der Landesparlamente, die sie ge-
geniiber der Regierung und dem &ffentlichen Dienst noch mehr ins Hintertreffen
bringt — ein Teufelskreis, der die Landtagsabgeordneten immer weiter in die gutbe-
zahlte Bedeutungslosigkeit abzudriingen droht. Das zeigt sich auch in der tdglichen
Arbeit, bei der die Landesparlamente sich immer mehr ,.in Quisquilien verlieren®,
wie Walter Rudolf, ein guter Kennter der Materie, auf einer fritheren Speyerer Ta-
gung einmal zugespitzt formuliert hat.

Die finanzielle (und zeitliche) Aufblidhung der Titigkeit von Landtagsabgeord-
neten ist dramatischer als man aufgrund der immerhin iiberschaubaren fiskalischen
Belastung glauben mag. Von der Fahigkeit der Landesparlamente, ihre eigene Or-
ganisation zu reformieren und zu verschlanken, héngt mit ab, ob sie die Kraft zur
Reform und zur Verschlankung der Landesregierung und der Landesverwaltung
aufbringen konnen. Beriicksichtigt man, daff das Schwergewicht der Exekutive bei
den Lindern liegt und die Personalausgaben einen grofien Teil der Landeshaushalte
ausmachen, wird klar, welche strategische Bedeutung diesen Fragen in der Per-
spektive von Reformern zukommen muB. Den inneren Zusammenhang zwischen
der Reformunfihigkeit der Parlamente in eigener Sache und ihrer Unfihigkeit zu
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einer Reform von Regierung und Verwaltung hatte Thomas Ellwein — als Quintes-
senz seiner Erfahrung als Mitglied und Vorsitzender vieler Verwaltungsreform-
Kommissionen — immer wieder hervorgehoben.

Auch auf das Funktionieren der politischen Willensbildung im Bund haben die
foderalistischen Strukturverdnderungen erhebliche Auswirkungen. Dall der Bun-
desrat quasi zu einer Zweiten Kammer geworden ist, steigert nicht nur das politi-
sche Gewicht der Ministerprisidenten, es erschwert auch die bundespolitische Wil-
lensbildung. Wir haben ohnehin schon lauter Nein-Sager, die einer entschlossenen
Reformpolitik auf Bundesebene in den Arm fallen konnen (,,Veto-Spieler* wie
Tsebelis sagt): Innerhalb der Regierungskoalition etwa den kleineren Koalitions-
partner, dann das Bundesverfassungsgericht, von den michtigen Verbandslobbies,
die die Besitzstinde ihrer Klientel oft brutaler verteidigen als diese selbst, gar nicht
zu reden — und nun auch noch den Bundesrat. Der Bundesrat war in den letzten
drei Jahrzehnten in zwei Dritteln der Jahre mehrheitlich in der Hand der Opposi-
tion (1969 —1982 und 1990—-1998) und wurde von dieser nicht selten parteipoli-
tisch instrumentalisiert zu dem Zweck, die Bundesregierung (und die sie tragenden
Mehrheitsparteien im Bundestag) sozusagen .,an die Wand fahren™ zu lassen. Bei
der gescheiterten Steuerreform 1998 wurde dieser Effekt besonders deutlich. (Die
1999 von der rot-griinen Koalitionsmehrheit im Bundestag beschlossenen Steuer-
anderungen standen deshalb so sehr unter Zeitdruck, weil man sie noch durch den
Bundesrat bringen wollte, bevor dort die Verlinderung des Stimmverhilinisses
wirksam wurde, die die Hessenwahl gebracht hatte.)

Da nach aller Erfahrung mit dem Verlust der Mehrheit in Bonn die Chancen der
bisherigen (grofien) Regierungspartei zunehmen, bei den Landtagswahlen zu ge-
winnen, miissen wir davon ausgehen, dafl unterschiedliche parteipolitische Mehr-
heitsverhiltnisse in Bundestag und Bundesrat auch in Zukunft nicht die Ausnahme,
sondern eher die Regel sind.

Wir gelangen also zu einer erniichternden Bilanz hinsichtlich der Reformfihig-
keit: Die deutsche Form des Foderalismus schafft ein doppeltes Defizit, sowohl
auf Bundes- als auch auf l.andesebene. Sie bewirkt nicht nur einen Machtverlust
der Liander. Folge der exzessiven Verflechtung ist ein Machtverlust auf allen Ebe-
nen. Wir haben also kein Nullsummenspiel in dem Sinne, daB der Machtverlust der
Lander die Macht des Bundes (und Europas) entsprechend stirkt. Die Verflechtun-
gen bewirken vielmehr ein Weniger an Handlungs-, Regierungs- und Reformfihig-
keit auch auf Bundesebene.

Dabei habe ich die die negativen Auswirkungen der foderalistischen Verflech-
tungen und der institutioneniiberspielenden parteipolitischen Einfliisse auf das
Bundesstaatsprinzip, das Rechtsstaatsprinzip (einschlieBlich der Gewaltenteilung),
das Sozialstaatsprinzip und insbesondere das Demokratieprinzip noch gar nicht er-
wihnt. Angesichts der Auszehrung der Linder wird deren Staatscharakter zuneh-
mend in Zweifel gezogen. Die Dominanz der Ministerprisidenten 148t die Gewal-
tenteilung innerhalb der Lénder erodieren. Die eingeschriinkte Handlungsfihigkeit
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der Politik trifft wie immer besonders die Schwachen. Vor allem aber lassen die
Abstimmungsmechanismen im Bundesrat und auf der Dritten und Vierten Ebene
die konkrete Verantwortung fiir politische Entscheidungen verschwimmen. Es
herrschen ,credit claiming” und ,,scapegoating”, Begriffe, die ich aus der engli-
schen Fachterminologie iibernommen habe und die soviel bedeuten wie: Erfolge
rechnet sich jeder zu, und fiir MiBerfolge sind immer andere verantwortlich. Man-
gels wirklicher offentlicher Zurechenbarkeit von politischen Leistungen und von
politischem Versagen wird der Biirger und Wihler vollends orientierungslos.

Beispiele fiir Fehlentwicklungen auf der Landesebene (neben den bereits ge-
nannten) sind das Desaster der Landesgesetzgebung bei der Grunderwerbsteuer,
die friiher einem Schweizer Kise glich, weil 80 Prozent der Fille per Sonderver-
glinstigung von der Steuer ausgenommen waren, und friiher der Wettlauf der ver-
beamteten Landesparlamente um hohere Beamtenbesoldung, was schlieBlich in
beiden Fillen zur Ubertragung der Gesetzgebungskompetenz auf den Bund fiihrte.
Und zeigt sich die mangelnde Leistungsfihigkeit der Linder nicht auch im Kern-
bereich ihrer Aufgaben, ndmlich im Zustand der deutschen Schulen und Hochschu-
len? Ist die Misere nicht gerade dort inzwischen sprichwértlich, und wird sie nicht
durch neuere internationale Leistungsvergleiche unterstrichen? (Aber dazu werden
wir ja einen eigenen Arbeitskreis haben, der diese Fragen behandeln wird.)

Viele Reformvorschldge, die in letzter Zeit gemacht worden sind, wollen Ge-
setzgebungskompetenzen, gerade auch im Bereich der Besteuerung, an die Linder
zuriickgeben. Doch wird dabei regelmiBig eine Frage (als politically incorrect)
ausgeblendet: Wiren die Bundeslinder eigentlich in der Lage, mit solchen zusitz-
lichen Kompetenzen etwas Verniinftiges anzufangen? Erfolgte die frithere Kompe-

tenziibertragung nicht aus gutem Grund in umgekehrter Richtung, nimlich von
den Lindern auf den Bund?

Miifiten nicht in den Lindern erst die verfassungsmiBigen Voraussetzungen ge-
schaffen werden, damit sie wirklich handlungsfihig werden? Wurden nicht auch
die Gliedstaaten der USA institutionell erst fit gemacht, bevor zusitzliche Kompe-
tenzen vom Bund auf sie iibertragen wurden? Warum ist die Verwaltungsreform in
den Kommunen so weit fortgeschritten — im Gegensatz zu den Lindern? Liegt der
Grund nicht vielleicht auch darin, daB dort eine Verfassungsreform vorausging?
Hat der erste direktgewdhlte Oberbiirgermeister von Offenbach, Gerhard Grandke,
seinen Wahlkampf nicht mit dem Versprechen gewonnen, eine durchgreifende ver-
waltungsmiBige und finanzielle Sanierung der Stadt vorzunchmen — und hat er
nicht nach seinem haushohen Wahlsieg dann auch die nétige Legitimation fiir
schmerzhafte, aber unerldBliche Einschrinkungen bekommen?

In diesem Zusammenhang mdchte ich noch einmal in Erinnerung rufen, daB die
Landesparlamente allein die Reform der Kommunalverfassungen nicht hinbekom-
men hiitten, Die Reformen kamen fast iberall nur mit Hilfe von (tatséchlichen oder
angedrohten) Volksbegehren und Volksentscheiden zustande. Diese Feststellung
gibt schon an dieser Stelle zwei Hinweise: in welche Richtung Reformen gehen
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miissen und wie sie — auch gegen den Widerstand der politischen Klasse — durch-
gesetzt werden konnen.

Ich behaupte also, Voraussetzung fiir eine Reform des Foderalismus ist die vor-
herige institutionelle Ermoglichung von mehr Leistungsféhigkeit und mehr Biirger-
nihe der Landespolitik. Ich behaupte weiter, dal sich beides bedingt: Wenn die
Durchliissigkeit des politischen Systems fir den Common Sense der Biirger ver-
bessert wird, braucht das nicht auf Kosten der Handlungsfihigkeit der Politik zu
gehen, sondern wird diese umgekehrt erhhen. Das sieht man an den Gemeinde-
verfassungen: Durch Einfilhrung der Direktwahl der Biirgermeister wurde deren
Handlungsfiahigkeit verbessert und zugleich die materielle ,Gewaltenteilung® in
diesem Bereich wiederhergestellt. Durch die Einrichtung von Biirgerbegehren und
Biirgerentscheid und durch die Mdglichkeit, bei der Ratswahl zu kumulieren und
panaschieren, wurde zugleich auch die Biirgerndhe der Kommunalpolitik erhdht.

Bundesprisident Herzog sieht das Hauptproblem bei Reformen von einzelnen
Politikbereichen in ihrer schwierigen Durchsetzung. Diese Erkenntnis gilt auf der
Ebene der Institutionen, also bei der Reform unseres bundesdeutschen Foderalis-
mus erst recht. Damit stehen wir vor einem Dilemma: Die Institutionen beeintrich-
tigen die Reformfahigkeit auf Bundes- und Landesebene. Deshalb wire eine Re-
form des Foderalismus eigentlich dringend angezeigt. Diese aber erscheint vielen
erst recht utopisch.

Ich bin allerdings nicht sicher, ob das mittelfristig wirklich zutrifft. Wenn eine
Partei sich wirklich nachdriicklich fiir eine Reform des Foderalismus, z. B. fiir die
Direktwahl der Mitglieder des Bundesrats, einsetzen wiirde (der damit zum Senat
nach amerikanischem Vorbild wiirde) oder auch nur fiir die Einschrinkung der Zu-
stimmungsgesetze, konnte diese Partei damit vielleicht sogar Wahlen gewinnen.
Ich verkenne allerdings nicht die innerparteilichen Schwierigkeiten. Die Fehlent-
wicklungen hingen wesentlich mit den Eigeninteressen von politischen Akteuren
zusammen — und diese widersetzen sich nun auch entsprechenden Reformen. Es
wire wenig fruchtbar, sich schone Reformvorschlidge auszudenken, wenn diese
sich dann doch als undurchsetzbar erweisen sollten und irgendwo in den Archiven
verstauben. Wir Sozial- und Rechtswissenschaftler miissen deshalb, so meine ich,
auch Anstrengungen auf die Frage verwenden, ob und auf welche Weise Reformen
dennoch — und trotz der genannten Eigeninteressen — durchgesetzt werden kénnen.

Und insofern empfiehlt sich, den Blick wieder auf die Landesebene zu richten.
In den Lindern gibt es nimlich — gerade in Bezug auf die Durchsetzbarkeit von
Reformen — eine (gar nicht zu iiberschitzende) Besonderheit. Dort besteht die
Moglichkeit von Volksbegehren und Volksentscheiden, und man kann auf diesem
Wege in vielen Landern auch die Landesverfassungen éndern. Bei den Kommunal-
verfassungen haben wir gesehen, wie Reformen — auch gegen den Widerstand der
politischen Klasse in den Parteien — politisch durchgesetzt werden konnen. Und
wer bisher noch nicht wufite, was durch Sammeln von Unterschriften politisch be-
wirkt werden kann, hat dies spitestens bei der Unterschriftenaktion der CDU in
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Hessen zum Doppel-Pal} erfahren — ganz egal, was man von dieser Aktion inhalt-
lich halten mag.

Eine Reform der Landesverfassung kénnte fdlgende Hauptinhalte haben:
— die Einfiihrung der unmittelbaren Volkswahl des Ministerprisidenten,

— eine Reform des Landtagswahlrechts: Einfiihrung flexibler Listen mit Kumulie-
ren und Panaschieren bei den Landtagswahlen,

— die Schaffung eines Teilzeitparlaments, was eine Reorganisation und Konzentra-
tion der Landtagsarbeit voraussetzt; dadurch wiirde das Mandat auch fiir beruf-
lich erfolgreiche Leute attraktiver, weil sie dann den Beruf neben dem Mandat
fortfiihren konnen,

— die Einfiihrung der Unvereinbarkeit von Regierungsamt und Abgeordnetenman-
dat.

So wiirde insgesamt mehr Handlungsfahigkeit und mehr Biirgerniihe der Politik
ermdglicht. Der Vorschlag, die Ministerprisidenten der Bundeslinder direkt zu
wihlen, geht auf den Nestor der deutschen Politikwissenschaft, Theodor Eschen-
burg, zuriick. Er wurde in jiingerer Zeit von Kennern der Landespolitik wiederauf-
gegriffen (so vom Direktor des Bundesrats, dem friiheren niederséichsischen Lan-
desminister Georg-Berndt Oschatz, der morgen referiert, vom fritheren niedersiich-
sichen Landtagsdirektor Hans-Horst Giesing, der ebenfalls anwesend ist, und vom
Prisidenten der Berliner Humboldt-Universitit Hans Meyer). Die , Frankfurter In-
tervention®, eine parteiiibergreifend zusammengesetzte Gruppe von bekannten
Wissenschaftlern, Politikern und Journalisten, hat sich den Vorschlag zu eigen ge-
macht,” ebenso der Landesverband der Freien Wihler in Rheinland-Pfalz, der ihn
in naher Zukunft mit einer groBangelegten Unterschriftenaktion in unserem Lande
zundchst in die 6ffentliche Diskussion bringen und schlieflich auch durchsetzen
will. Fiir den entsprechenden Gesetzentwurf sind in der ersten Stufe 20.000 Unter-
schriften erforderlich. In der zweiten Stufe, dem eigentlichen Volksbegehren, miis-
sen ungefdhr 60 Prozent der Wahlberechtigten unterschreiben (200.000). Danach
kommt es zur Volksabstimmung als dritter und letzter Stufe, bei der — da es um
Verfassungsinderungen geht — mehr als die Hilfte der Wahlberechtigten zustim-

men missen. Hohe Hiirden, gewiB, doch ich glaube, daBl die Initiative dennoch
gute Chancen hat.

Eine solche grundlegende Reform wiirde die Verfassungsautonomie der Linder
innovativ nutzen. Sie wiirde den iibermichtigen , Landesfiirsten® stirker demokra-
tisch legitimieren und gegeniiber den Wihlern politisch verantwortlich machen,
die Gewaltenteilung wiederherstellen, das Landesparlament verschlanken und in
den Stand setzen, die Exekutive wirklich zu kontrollieren und Verwaltungsrefor-
men durchzusetzen. Dann wiirde die Landespolitik biirgerniher und handlungsfi-

7 Recht und Politik 1995, 16 ff. Vorarbeiten finden sich bei von Arnim, Staat ohne Diener,
1993, 320 ff.
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higer und dadurch erst fit gemacht fiir eine eventuelle Riickiibertragung zusétzli-
cher Aufgaben. Im iibrigen liefen sich direktgewihlte Ministerprisidenten auch im
Bundesrat kaum fiir parteipolitische Blockaden instrumentalisieren.

Gelingt eine solche Reform auf Landesebene, kinnte das eine Aufbruchstim-
mung erzeugen, die dann auch auf Bundesebene Reformen erleichtern wiirde. Es
wire nicht das erste Mal, daB lange utopisch Erscheinendes plotzlich doch reali-
sierbar wird. Dann sollte die Wissenschaft ihre Hausaufgaben, sprich: die notigen
Vorarbeiten, gemacht haben. In diesem Sinne wiinsche ich uns allen drei fruchtbare
Tage hier in Speyer.






